
Rat der 
Europäischen Union  

 
 
 
 
 
 
Brüssel, den 2. März 2015 
(OR. en) 
 
 
6721/15 
ADD 1 
 
 
 
SPORT 7 
MI 132 
COMPET 101 
JUR 152 
DROIPEN 23 
ENFOPOL 55 
COPEN 71 
PESC 223 

 

 

Interinstitutionelles Dossier: 
2015/0043 (NLE) 

 

 

ÜBERMITTLUNGSVERMERK 
Absender: Herr Jordi AYET PUIGARNAU, Direktor, im Auftrag der Generalsekretärin 

der Europäischen Kommission 
Eingangsdatum: 2. März 2015 
Empfänger: Herr Uwe CORSEPIUS, Generalsekretär des Rates der Europäischen 

Union 
Nr. Komm.dok.: COM(2015) 86 final - ANNEX 1 
Betr.: ANHANG des Vorschlags für einen Beschluss des Rates über die 

Unterzeichnung – im Namen der Europäischen Union – des 
Übereinkommens des Europarats gegen die Manipulation von 
Sportwettbewerben in Bezug auf Aspekte, die materielles Strafrecht und 
die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen betreffen 

  

Die Delegationen erhalten in der Anlage das Dokument COM(2015) 86 final - ANNEX 1. 

 

Anl.: COM(2015) 86 final - ANNEX 1 

 

6721/15 ADD 1    
 DG E 1C  DE 
 

057932/EU XXV. GP
Eingelangt am 03/03/15

www.parlament.gv.at

http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6721/15;Nr:6721;Year:15&comp=6721%7C2015%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:SPORT%207;Code:SPORT;Nr:7&comp=SPORT%7C7%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:MI%20132;Code:MI;Nr:132&comp=MI%7C132%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:COMPET%20101;Code:COMPET;Nr:101&comp=COMPET%7C101%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:JUR%20152;Code:JUR;Nr:152&comp=JUR%7C152%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:DROIPEN%2023;Code:DROIPEN;Nr:23&comp=DROIPEN%7C23%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:ENFOPOL%2055;Code:ENFOPOL;Nr:55&comp=ENFOPOL%7C55%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:COPEN%2071;Code:COPEN;Nr:71&comp=COPEN%7C71%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RMA&code2=&gruppen=Link:PESC%20223;Code:PESC;Nr:223&comp=PESC%7C223%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=INT&code2=&gruppen=Year:2015;Nr:0043;Code:NLE&comp=0043%7C2015%7C
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=COM&code2=&gruppen=Code:COM;Year:2015;Nr:86&comp=86%7C2015%7CCOM
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=COM&code2=&gruppen=Code:COM;Year:2015;Nr:86&comp=86%7C2015%7CCOM
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=COM&code2=&gruppen=Code:COM;Year:2015;Nr:86&comp=86%7C2015%7CCOM
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6721/15;Nr:6721;Year:15&comp=6721%7C2015%7C


 

 

 
EUROPÄISCHE 
KOMMISSION  

Brüssel, den 2.3.2015  
COM(2015) 86 final 

ANNEX 1 

  

ANHANG 

des 

Vorschlags für einen Beschluss des Rates 

über die Unterzeichnung – im Namen der Europäischen Union – des Übereinkommens 
des Europarats gegen die Manipulation von Sportwettbewerben in Bezug auf Aspekte, 
die materielles Strafrecht und die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen betreffen 

 

DE    DE 
www.parlament.gv.at

http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=57932&code1=COM&code2=&gruppen=Code:COM;Year:2015;Nr:86&comp=86%7C2015%7CCOM


 

 
 
 
 
 
 
 

  
Sammlung der Europaratsverträge – Nr. 215 

 
 
 
 

 
 
 
 
Übereinkommen des Europarats 
gegen die Manipulation 
von Sportwettbewerben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

DE 1   DE 
www.parlament.gv.at



 

 
Magglingen/Macolin, 18.9.2014 
 
 
 
 
 

DE 2   DE 
www.parlament.gv.at



 

 
  Präambel 
 
  Die Mitgliedstaaten des Europarats und die anderen Unterzeichner dieses Übereinkommens – 
 
  in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern 

herbeizuführen, 
 
  in der Erwägung des Aktionsplans des dritten Gipfeltreffens der Staats- und Regierungschefs des Europarats 

am 16./17. Mai 2005 in Warschau, in dem die Weiterführung der Arbeit des Europarats, die im Bereich des 
Sports Maßstäbe setzt, empfohlen wird, 

 
  in der Erwägung, dass es notwendig ist, einen gemeinsamen europäischen und weltweiten Rahmen für die 

Entwicklung des Sports auf der Grundlage der Prinzipien der pluralistischen Demokratie, der 
Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte und der Sportethik weiterzuentwickeln, 

 
  in dem Bewusstsein, dass jedes Land und jede Sportart auf der Welt potenziell von der Manipulation von 

Sportwettbewerben betroffen sein kann, und unter Hervorhebung dessen, dass dieses Phänomen als 
weltweite Bedrohung für die Integrität des Sports einer weltweiten Reaktion bedarf und auch von Staaten 
unterstützt werden muss, die nicht Mitglied des Europarats sind, 

 
  ihrer Besorgnis über die Beteiligung von Straftätern und insbesondere der organisierten Kriminalität an der 

Manipulation von Sportwettbewerben und über deren grenzüberschreitende Natur Ausdruck gebend, 
 
  unter Hinweis auf die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (1950, SEV-Nr. 5) 

und deren Protokolle, das Europäische Übereinkommen über Gewalttätigkeiten und Fehlverhalten von 
Zuschauern bei Sportveranstaltungen und insbesondere bei Fußballspielen (1985, SEV-Nr. 120), das 
Übereinkommen gegen Doping (1989, SEV-Nr. 135), das Strafrechtsübereinkommen über Korruption 
(1999, SEV-Nr. 173) und die Konvention des Europarats über Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung sowie 
Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten (2005, SEV-Nr. 198), 

 
  unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte 

Kriminalität (2000) und dessen Protokolle, 
 
  ferner unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption (2003), 
 
  unter Hinweis auf die Bedeutung wirkungsvoller und unverzüglicher Ermittlungen bei Straftaten, die ihrer 

Gerichtsbarkeit unterliegen, 
 
  unter Hinweis auf die Schlüsselrolle, welche die Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation (Interpol) 

bei der Erleichterung einer wirkungsvollen Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungsbehörden 
zusätzlich zur justiziellen Zusammenarbeit spielt, 

 
  unter Hervorhebung dessen, dass Sportorganisationen die Verantwortung für die Aufdeckung und 

Sanktionierung der Manipulation von Sportwettbewerben tragen, die von Personen begangen wird, die ihrer 
Aufsicht unterliegen, 

 
  in Anerkennung der beim Kampf gegen die Manipulation von Sportwettbewerben bereits erzielten 

Ergebnisse, 
 
  in der Überzeugung, dass ein wirkungsvoller Kampf gegen die Manipulation von Sportwettbewerben eine 

verstärkte, schnelle, nachhaltige und ausreichend funktionsfähige nationale und internationale 
Zusammenarbeit erfordert, 

 
  gestützt auf die Empfehlungen des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten Rec(92)13rev zur überarbeiteten 

Europäischen Sportcharta, CM/Rec(2010)9 zum überarbeiteten Kodex für Sportethik, Rec(2005)8 zu den 
Grundsätzen von Good Governance im Sport und CM/Rec(2011)10 über die Förderung der Integrität des 
Sports zur Bekämpfung der Manipulation von Ergebnissen, insbesondere Spielabsprachen (Match-Fixing), 

 
  vor dem Hintergrund der Arbeiten und Schlussfolgerungen der folgenden Konferenzen: 
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  – die 11. Sportministerkonferenz des Europarats am 11. und 12. Dezember 2008 in Athen, 
 
  - die 18. Informelle Sportministerkonferenz des Europarats (22. September 2010, Baku) über die 

Förderung der Integrität des Sports gegen die Manipulation von Ergebnissen (Spielabsprachen), 
 
  – die 12. Sportministerkonferenz des Europarats (15. März 2012, Belgrad) insbesondere in Bezug auf die 

Erstellung einer neuen völkerrechtlichen Übereinkunft gegen die Manipulation von Sportergebnissen, 
 
  – die 5. Internationale Konferenz der UNESCO der für Leibeserziehung und Sport verantwortlichen 

Minister und Hohen Beamten (MINEPS V), 
 
  in der Überzeugung, dass Dialog und Zusammenarbeit zwischen Behörden, Sportorganisationen, 

Wettbewerbsveranstaltern und Sportwettenanbietern auf nationaler und internationaler Ebene auf der 
Grundlage von gegenseitiger Achtung und gegenseitigem Vertrauen entscheidend sind bei der Suche nach 
wirkungsvollen gemeinsamen Antworten auf die Herausforderungen, die sich durch das Problem der 
Manipulation von Sportwettbewerben stellen,  

 
  in der Erkenntnis, dass Sport auf der Grundlage eines fairen und gleichen Wettbewerbs seiner Natur nach 

unvorhersehbar ist und voraussetzt, dass unethischen Praktiken und Verhaltensweisen im Sport energisch 
und wirkungsvoll entgegengetreten wird, 

 
  ihre Überzeugung hervorhebend, dass die einheitliche Anwendung der Grundsätze von Good Governance 

und Sportethik wesentlich dazu beiträgt, die Korruption, die Manipulation von Sportwettbewerben und 
andere Arten von Fehlverhalten im Sport zu bekämpfen, 

 
  in Anerkennung dessen, dass im Einklang mit dem Grundsatz der Autonomie des Sports die 

Sportorganisationen für den Sport verantwortlich sind und beim Kampf gegen die Manipulation von 
Sportwettbewerben Selbstregulierungs- und Disziplinarverantwortlichkeiten tragen, Behörden jedoch 
gegebenenfalls die Integrität des Sports schützen, 

 
  in Anerkennung dessen, dass die Entwicklung von Sportwetttätigkeiten, insbesondere von rechtswidrigen 

Sportwetten, die Risiken einer derartigen Manipulation erhöht, 
 
  in der Erwägung, dass die Manipulation von Sportwettbewerben mit Sportwetten und mit Straftaten 

zusammenhängen oder nicht zusammenhängen kann und in allen Fällen untersucht werden sollte, 
 
  in Anbetracht des Ermessensspielraums, den Staaten im Rahmen anwendbaren Rechts bei Entscheidungen 

über Regelungen für Sportwetten genießen – 
 
  sind wie folgt übereingekommen: 
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  Kapitel I – Zweck, Leitbild, Begriffsbestimmungen 
 
  Artikel 1 – Zweck und Hauptziele 
 
 1 Zweck dieses Übereinkommens ist die Bekämpfung der Manipulation von Sportwettbewerben, um die 

Integrität des Sports und die Sportethik im Einklang mit dem Grundsatz der Autonomie des Sports zu 
schützen. 

 
 2 Für diesen Zweck sind die Hauptziele dieses Übereinkommens, 
  a die nationale oder grenzüberschreitende Manipulation nationaler und internationaler Sportwettbewerbe 

zu verhindern, aufzudecken und zu bestrafen, 
  b die gegen die Manipulation von Sportwettbewerben gerichtete nationale und internationale 

Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Behörden sowie mit den am Sport und an Sportwetten 
beteiligten Organisationen zu fördern. 

 
  Artikel 2 – Leitbild 
 
 1 Der Kampf gegen die Manipulation von Sportwettbewerben stellt unter anderem die Beachtung der 

folgenden Grundsätze sicher: 
  a Menschenrechte, 
  b Rechtmäßigkeit, 
  c Verhältnismäßigkeit, 
  d Schutz der Privatsphäre und personenbezogenen Daten. 
 
  Artikel 3 – Begriffsbestimmungen 
 
  Im Sinne dieses Übereinkommens bezeichnet der Ausdruck 
 
 1 „Sportwettbewerb“ jede Sportveranstaltung, die in Einklang mit den Regeln organisiert wird, die von einer 

gemäß Artikel 31 Absatz 2 durch den Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen aufgelisteten 
Sportorganisation festgelegt und durch eine internationale Sportorganisation oder gegebenenfalls eine andere 
zuständige Sportorganisation anerkannt wurde,  

  
 2 „Sportorganisation“ jede Organisation, die den Sport oder eine bestimmte Sportart regelt und auf der Liste 

erscheint, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 durch den Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen 
angenommen wurde, sowie bei Bedarf deren angegliederte kontinentale und nationale Organisationen,  

 
 3 „Wettbewerbsveranstalter“ jede Sportorganisation oder sonstige Person ungeachtet ihrer Rechtsform, die 

Sportwettbewerbe veranstaltet, 
 
 4 „Manipulation von Sportwettbewerben“ jede vorsätzliche Abmachung, Handlung oder Unterlassung, die auf 

eine missbräuchliche Veränderung des Ergebnisses oder Verlaufs eines Sportwettbewerbs abzielt, um die 
Unvorhersehbarkeit des genannten Sportwettbewerbs ganz oder teilweise in der Absicht aufzuheben, einen 
ungerechtfertigten Vorteil für sich selbst oder für andere herbeizuführen, 

 
 5 „Sportwette“ jedes Setzen eines geldwerten Einsatzes in der Erwartung eines geldwerten Preises 

vorbehaltlich eines künftigen und ungewissen Ereignisses in Bezug auf einen Sportwettbewerb. 
Insbesondere bedeutet 

  a „rechtswidrige Sportwette“ jede Sportwetttätigkeit, deren Art oder Anbieter nach dem anwendbaren 
Recht des Gebiets, in dem sich der Wettkonsument befindet, unzulässig ist,  

  b „irreguläre Sportwette“ jede Sportwetttätigkeit, die mit den üblichen oder zu erwartenden Mustern des 
fraglichen Marktes unvereinbar ist oder sich auf Wetten bei einem Sportwettbewerb bezieht, dessen 
Verlauf ungewöhnliche Merkmale aufweist, 

  c „verdächtige Sportwette“ jede Sportwetttätigkeit, die nach zuverlässigen und übereinstimmenden 
Hinweisen offenbar mit einer Manipulation des Sportwettbewerbs verknüpft ist, zu dem sie angeboten 
wird. 

 
 6 „Wettbewerbsbeteiligter“ jede natürliche oder juristische Person, die einer der folgenden Kategorien 

angehört: 
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  a „Athlet“, d. h. jede Person oder Personengruppe, die an Sportwettbewerben teilnimmt, 
  b „Athletenbetreuer“, d. h. Trainer, sportliche Betreuer, Manager, Agenten, Mannschaftsmitarbeiter, 

Mannschaftsfunktionäre sowie Ärzte und medizinische Betreuer, die mit Athleten arbeiten oder sie 
behandeln, die an Sportwettbewerben teilnehmen oder sich auf sie vorbereiten, sowie alle sonstigen 
Personen, die mit den Athleten arbeiten, 

  c „Funktionär“, d. h. jede Person, die Eigentümer, Anteilseigner, Führungskraft oder Mitarbeiter der 
Organisationen ist, die Sportwettbewerbe veranstalten und fördern, sowie Schiedsrichter, Jury-
Mitglieder und sonstige akkreditierte Personen. Der Begriff umfasst auch die Führungskräfte und 
Mitarbeiter der internationalen Sportorganisation beziehungsweise der sonstigen zuständigen 
Sportorganisation, die den Wettbewerb anerkennt. 

  
 7 „Insider-Informationen“ sich auf einen Wettbewerb beziehende Informationen, die eine Person aufgrund 

ihrer Position in Bezug auf eine Sportart oder einen Wettbewerb besitzt, unter Ausschluss von 
Informationen, die bereits veröffentlicht wurden oder allgemein bekannt sind, interessierten Angehörigen der 
Öffentlichkeit ohne weiteres zugänglich sind oder im Einklang mit den Vorschriften, die den betreffenden 
Wettbewerb regeln, offengelegt wurden. 

 
Kapitel II – Vorbeugung, Zusammenarbeit und andere Maßnahmen 
 
  Artikel 4 – Innerstaatliche Koordinierung 
 
 1 Jede Vertragspartei stimmt die Strategien und das Vorgehen aller Behörden, die mit dem Kampf gegen die 

Manipulation von Sportwettbewerben befasst sind, aufeinander ab. 
 
 2 Jede Vertragspartei fordert im Rahmen ihrer Zuständigkeit Sportorganisationen, Wettbewerbsveranstalter 

und Sportwettenanbieter zur Zusammenarbeit beim Kampf gegen die Manipulation von Sportwettbewerben 
auf und betraut sie gegebenenfalls mit der Umsetzung der jeweiligen Bestimmungen dieses 
Übereinkommens. 

 
  Artikel 5 – Risikobewertung und Risikomanagement 
 
 1 Jede Vertragspartei bestimmt, analysiert und bewertet – gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit 

Sportorganisationen, Sportwettenanbietern, Wettbewerbsveranstaltern und anderen relevanten 
Organisationen – die mit der Manipulation von Sportwettbewerben zusammenhängenden Risiken. 

 
 2 Jede Vertragspartei fordert Sportorganisationen, Sportwettenanbieter, Wettbewerbsveranstalter und sonstige 

relevante Organisationen zur Festlegung von Verfahren und Regeln auf, um die Manipulation von 
Sportwettbewerben zu bekämpfen, und beschließt zu diesem Zweck gegebenenfalls erforderliche 
gesetzgeberische oder andere Maßnahmen. 

 
  Artikel 6 – Aufklärung und Sensibilisierung 
 
 1 Jede Vertragspartei fördert Sensibilisierungs-, Aufklärungs-, Schulungs- und Forschungsmaßnahmen, um 

den Kampf gegen die Manipulation von Sportwettbewerben zu stärken. 
 
  Artikel 7 – Sportorganisationen und Wettbewerbsveranstalter 
 
 1 Jede Vertragspartei fordert Sportorganisationen und Wettbewerbsveranstalter auf, zur Bekämpfung der 

Manipulation von Sportwettbewerben Regeln und Grundsätze der Good Governance zu beschließen und 
umzusetzen, die sich unter anderem auf Folgendes beziehen: 

  a Verhinderung von Interessenkonflikten, darunter 
   –  Verbot für Wettbewerbsbeteiligte, Wetten auf Sportwettbewerbe abzuschließen, in die sie 

eingebunden sind, 
   –  Verbot der missbräuchlichen Verwendung oder der Verbreitung von Insider-Informationen, 
  b Einhaltung aller vertraglichen oder sonstigen Verpflichtungen durch Sportorganisationen und deren 

angegliederte Mitgliedsorganisationen, 
  c Verpflichtung von Wettbewerbsbeteiligten, alle verdächtigen Tätigkeiten, Vorfälle, Anreize oder 

Vorgehensweisen, die als Verstoß gegen die Regeln zur Bekämpfung der Manipulation von 
Sportwettbewerben betrachtet werden könnten, unverzüglich zu melden. 

 
 2 Jede Vertragspartei fordert Sportorganisationen dazu auf, die geeigneten Maßnahmen zu beschließen und 
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umzusetzen, um Folgendes sicherzustellen: 
  a eine verbesserte und wirkungsvolle Überwachung des Ablaufs von Sportwettbewerben, die den 

Risiken einer Manipulation ausgesetzt sind, 
  b Regelungen zur unverzüglichen Meldung von Fällen verdächtiger Tätigkeiten, die mit der 

Manipulation von Sportwettbewerben verbunden sind, an die zuständigen Behörden oder die nationale 
Plattform, 

  c wirkungsvolle Mechanismen zur Erleichterung der Offenlegung von Informationen in Bezug auf 
potenzielle oder tatsächliche Fälle einer Manipulation von Sportwettbewerben, darunter ein geeigneter 
Schutz für Informanten (Whistleblower), 

  d Schärfung des Bewusstseins bei Wettbewerbsbeteiligten, einschließlich junger Sportlerinnen und 
Sportler, für das Risiko einer Manipulation von Sportwettbewerben und Bemühungen zur 
Eindämmung des Risikos durch Aufklärungs- und Schulungsmaßnahmen sowie die Verbreitung von 
Informationen, 

  e die spätestmögliche Berufung der jeweiligen Funktionäre für einen Sportwettbewerb, insbesondere der 
Juroren und Schiedsrichter. 

 
 3 Jede Vertragspartei fordert ihre Sportorganisationen und über diese die internationalen Sportorganisationen 

auf, bei Verstößen gegen deren interne Regeln bezüglich der Manipulation von Sportwettbewerben, 
insbesondere der in Absatz 1 genannten Punkte, konkrete, wirkungsvolle, verhältnismäßige und 
abschreckende Disziplinarstrafen und -maßnahmen zu verhängen sowie eine gegenseitige Anerkennung und 
Durchsetzung von Sanktionen sicherzustellen, die durch andere Sportorganisationen verhängt werden, 
insbesondere in anderen Ländern. 

 
 4 Eine von Sportorganisationen festgestellte disziplinarische Verantwortung schließt die straf-, zivil- oder 

verwaltungsrechtliche Haftung nicht aus. 
 
  Artikel 8 – Maßnahmen im Hinblick auf die Finanzierung von Sportorganisationen 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft die gegebenenfalls erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um 

eine ausreichende Transparenz im Hinblick auf die Finanzierung von Sportorganisationen zu gewährleisten, 
die durch die Vertragspartei finanziell gefördert werden. 

 
 2 Jede Vertragspartei prüft die Möglichkeit der Unterstützung von Sportorganisationen bei der Bekämpfung 

der Manipulation von Sportwettbewerben, darunter auch durch die Finanzierung geeigneter Verfahren. 
 
 3 Jede Vertragspartei prüft bei Bedarf, ob die finanzielle Förderung von Wettbewerbsteilnehmern, die für die 

Manipulation von Sportwettbewerben bestraft wurden, für die Dauer der Sanktion ausgesetzt werden sollte 
oder ob Sportorganisationen aufgefordert werden sollten, die finanzielle Förderung für die Dauer der 
Sanktion auszusetzen. 

 
 4 Gegebenenfalls unternimmt jede Vertragspartei Schritte, um die finanzielle oder sonstige sportbezogene 

Förderung von Sportorganisationen, die Regelungen zur Bekämpfung der Manipulation von 
Sportwettbewerben nicht wirksam anwenden, teilweise oder vollständig auszusetzen. 

 
  Artikel 9 – Maßnahmen bezüglich der Wettaufsichtsbehörde oder einer oder mehrerer sonstiger 

zuständiger Behörden 
 
 1 Jede Vertragspartei benennt eine oder mehrere zuständige Behörden, die in der Rechtsordnung der 

Vertragspartei mit der Umsetzung der Sportwettenregulierung und mit der Anwendung aller relevanten 
Maßnahmen zur Bekämpfung der sportwettenbezogenen Manipulation von Sportwettbewerben betraut sind, 
darunter gegebenenfalls 

  a mit dem rechtzeitigen Austausch von Informationen mit anderen zuständigen Behörden oder einer 
nationalen Plattform für rechtswidrige, irreguläre oder verdächtige Sportwetten sowie Verstöße gegen 
Regelungen, die in diesem Übereinkommen genannt sind oder im Einklang mit diesem 
Übereinkommen festgelegt werden, 

  b mit – nach Beratungen mit den nationalen Sportorganisationen und Sportwettenanbietern – einer 
Begrenzung des Angebots von Sportwetten, wobei insbesondere Sportwettbewerbe ausgeschlossen 
werden, 

   – die für Personen im Alter von unter 18 Jahren vorgesehen sind oder  
   – bei denen die Veranstaltungsbedingungen und/oder Wetteinsätze in sportlicher Hinsicht nicht 

angemessen sind, 
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  c mit der vorherigen Bereitstellung von Informationen für Wettbewerbsveranstalter über die Arten und 
Gegenstände von Sportwettprodukten, um deren Bemühungen zu unterstützen, Risiken der 
Sportmanipulation bei deren Wettbewerben zu erkennen und zu steuern, 

  d mit der systematischen Verwendung von Zahlungsmitteln bei Sportwetten, mit denen Finanzströme 
oberhalb eines bestimmten, von der jeweiligen Vertragspartei festgelegten Schwellenwerts 
zurückverfolgt werden können, insbesondere die Einzahler, Zahlungsempfänger und Beträge, 

  e mit Verfahren, mit denen – in Zusammenarbeit mit und zwischen Sportorganisationen und 
gegebenenfalls Sportwettenanbietern – Wettbewerbsbeteiligte an Wetten auf Sportwettbewerbe 
gehindert werden, die gegen die jeweiligen Sportregeln oder anwendbares Recht verstoßen, 

  f mit der im Einklang mit innerstaatlichem Recht erfolgenden Aussetzung von Wetten auf Wettbewerbe, 
zu denen relevante Warnungen eingegangen sind. 

 
 2 Jede Vertragspartei teilt dem Generalsekretär des Europarats die Bezeichnung und Anschriften der gemäß 

Absatz 1 benannten Behörde oder Behörden mit. 
 
  Artikel 10 – Sportwettenanbieter 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft die gegebenenfalls erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um 

Interessenkonflikte und Missbrauch von Insider-Informationen durch natürliche oder juristische Personen zu 
verhindern, die am Angebot von Sportwettenprodukten beteiligt sind, insbesondere durch Beschränkungen 
in Bezug auf 

  a Wetten auf eigene Produkte durch natürliche oder juristische Personen, die am Angebot von 
Sportwettenprodukten beteiligt sind,  

  b den Missbrauch einer Position als Sponsor oder Miteigentümer einer Sportorganisation für die 
Manipulation eines Sportwettbewerbs oder für den Missbrauch von Insider-Informationen, 

  c die Beteiligung von Wettbewerbsbeteiligten an der Erstellung von Wettquoten für den Wettbewerb, in 
den sie eingebunden sind, 

  d ein Angebot von Wetten durch einen Sportwettenanbieter, der auf einen Wettbewerbsveranstalter oder 
Wettbewerbsbeteiligten einen maßgeblichen Einfluss ausübt, sowie durch einen Sportwettenanbieter, 
der durch diesen Wettbewerbsveranstalter oder Wettbewerbsbeteiligten maßgeblich beeinflusst wird, 
auf den Wettbewerb, in den dieser Wettbewerbsveranstalter oder Wettbewerbsbeteiligte eingebunden 
ist.   

 
 2 Jede Vertragspartei fordert ihre Sportwettenanbieter und über diese die internationalen Organisationen von 

Sportwettenanbietern dazu auf, deren Eigentümer und Mitarbeiter durch Aufklärung und Schulung sowie die 
Verbreitung von Informationen für die Folgen und die Bekämpfung der Manipulation von 
Sportwettbewerben zu sensibilisieren. 

 
 3 Jede Vertragspartei trifft die gegebenenfalls erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um 

Sportwettenanbieter zur unverzüglichen Meldung von irregulären oder verdächtigen Wetten an die 
Wettaufsichtsbehörde, sonstige zuständige Behörden oder die nationale Plattform zu verpflichten. 

 
  Artikel 11 – Kampf gegen rechtswidrige Sportwetten 
 
 1 Im Hinblick auf die Bekämpfung der Manipulation von Sportwettbewerben prüft jede Vertragspartei die am 

besten geeigneten Mittel für den Kampf gegen Anbieter rechtswidriger Sportwetten und erwägt im Einklang 
mit dem anwendbaren Recht des jeweiligen Hoheitsgebiets Maßnahmen wie 

  a Sperrung oder mittelbare und unmittelbare Beschränkung des Zugangs zu Anbietern, die rechtswidrige 
Sportwetten im Fernabsatz vertreiben, sowie Schließung rechtswidriger vor Ort präsenter 
Sportwettenanbieter, die der Gerichtsbarkeit der Vertragspartei unterliegen, 

  b Unterbrechung von Finanzströmen zwischen Anbietern und Konsumenten rechtswidriger Sportwetten, 
  c Werbeverbot für Anbieter rechtswidriger Sportwetten, 
  d Sensibilisierung von Konsumenten für die mit rechtswidrigen Sportwetten zusammenhängenden 

Risiken. 
 
Kapitel III – Informationsaustausch 
 
  Artikel 12 – Informationsaustausch zwischen zuständigen Behörden, Sportorganisationen und 

Sportwettenanbietern 
 
 1 Unbeschadet Artikel 14 erleichtert jede Vertragspartei auf nationaler und internationaler Ebene sowie im 
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Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht den Informationsaustausch zwischen den jeweiligen Behörden, 
Sportorganisationen, Wettbewerbsveranstaltern, Sportwettenanbietern und nationalen Plattformen. 
Insbesondere verpflichtet sich jede Vertragspartei, Verfahren für die Weitergabe von relevanten 
Informationen einzurichten, wenn derartige Informationen bei der Durchführung der in Artikel 5 genannten 
Risikobewertung, insbesondere der vorherigen Bereitstellung von Informationen über die Arten und 
Gegenstände der Wettprodukte für die Wettbewerbsveranstalter, sowie bei der Veranlassung oder 
Durchführung von Ermittlungen oder Verfahren im Zusammenhang mit der Manipulation von 
Sportwettbewerben hilfreich sein könnten. 

 
 2 Auf Verlangen unterrichtet der Empfänger derartiger Informationen im Einklang mit innerstaatlichem Recht 

die informationsgebende Organisation oder Behörde unverzüglich von den Folgemaßnahmen, die aufgrund 
dieser Mitteilung ergriffen wurden. 

 
 3 Jede Vertragspartei prüft mögliche Arten der Entwicklung oder Ausweitung der Zusammenarbeit und des 

Informationsaustauschs im Zusammenhang mit dem Kampf gegen rechtswidrige Sportwetten gemäß 
Artikel 11 dieses Übereinkommens. 

 
  Artikel 13 – Nationale Plattform 
 
 1 Jede Vertragspartei benennt eine nationale Plattform, die sich mit der Manipulation von Sportwettbewerben 

befasst. Die nationale Plattform hat im Einklang mit innerstaatlichem Recht unter anderem folgende 
Aufgaben: 

  a Sie dient als Medium, über das Informationen gesammelt und verbreitet werden, die für den Kampf 
gegen die Manipulation von Sportwettbewerben für die jeweiligen Organisationen und Behörden von 
Bedeutung sind, 

  b sie koordiniert den Kampf gegen die Manipulation von Sportwettbewerben, 
  c sie empfängt, bündelt und analysiert Informationen zu irregulären und verdächtigen Wetten, die auf 

Sportwettbewerbe abgeschlossen werden, welche auf dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei stattfinden, 
und gibt gegebenenfalls Warnungen heraus, 

  d sie übermittelt Informationen zu möglichen Verstößen gegen in diesem Übereinkommen genannte 
Rechtsvorschriften oder Sportregelungen an Behörden oder an Sportorganisationen und/oder 
Sportwettenanbieter, 

  e sie arbeitet mit allen Organisationen und zuständigen Behörden auf nationaler und internationaler 
Ebene, einschließlich nationaler Plattformen anderer Staaten, zusammen. 

 
 2 Jede Vertragspartei teilt dem Generalsekretär des Europarats die Bezeichnung und die Anschriften der 

nationalen Plattform mit.  
 
  Artikel 14 – Schutz personenbezogener Daten 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft die gegebenenfalls erforderlichen gesetzgeberischen und anderen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass alle Maßnahmen gegen die Manipulation von Sportwettbewerben mit den einschlägigen 
nationalen und internationalen Rechtsvorschriften und Standards zum Schutz personenbezogener Daten im 
Einklang stehen, insbesondere bei dem in diesem Übereinkommen behandelten Informationsaustausch. 

 
 2 Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um zu 

gewährleisten, dass die unter dieses Übereinkommen fallenden Behörden und Organisationen die 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass bei der Erhebung, der Verarbeitung und dem 
Austausch von personenbezogenen Daten unabhängig von der Art dieses Austauschs die Grundsätze der 
Rechtmäßigkeit, Angemessenheit, Sachdienlichkeit und Richtigkeit sowie die Datensicherheit und die 
Rechte der Betroffenen hinreichend berücksichtigt werden. 

 
 3 Jede Vertragspartei sieht in ihren Rechtsvorschriften vor, dass die unter dieses Übereinkommen fallenden 

Behörden und Organisationen sicherstellen, dass der Datenaustausch für den Zweck dieses Übereinkommens 
nicht über das zur Verfolgung der erklärten Zwecke dieses Austauschs notwendige Mindestmaß hinausgeht.  

 
 4 Jede Vertragspartei fordert die verschiedenen unter dieses Übereinkommen fallenden Behörden und 

Organisationen zur Bereitstellung der erforderlichen technischen Mittel auf, um die Sicherheit der 
ausgetauschten Daten sicherzustellen und deren Zuverlässigkeit und Integrität sowie die Verfügbarkeit und 
Integrität der Datenaustauschsysteme und die Identifizierung ihrer Benutzer zu gewährleisten. 

 

DE 9   DE 
www.parlament.gv.at



 

Kapitel IV – Materielles Strafrecht und Zusammenarbeit bei der Strafverfolgung 
 
  Artikel 15 – Straftaten im Zusammenhang mit der Manipulation von Sportwettbewerben 
 
 1 Jede Vertragspartei stellt sicher, dass in ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften die Möglichkeit 

strafrechtlicher Sanktionen für die Manipulation von Sportwettbewerben vorgesehen ist, wenn diese 
entweder mit Nötigung, mit Korruption oder mit Betrug im Sinne ihres innerstaatlichen Rechts einhergeht. 

 
  Artikel 16 – Waschen der Erträge aus Straftaten im Zusammenhang mit der Manipulation von 

Sportwettbewerben 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft die gegebenenfalls erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um 

die in Artikel 9 Absätze 1 und 2 der Konvention des Europarats über Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung 
sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten (2005, SEV-Nr. 198), in 
Artikel 6 Absatz 1 des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität (2000) oder in Artikel 23 Absatz 1 des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
gegen Korruption (2003) genannten Verhaltensweisen in ihrem innerstaatlichen Recht unter den darin 
genannten Bedingungen als strafbare Handlungen einzustufen, wenn die gewinnbringende Vortat einen der 
in den Artikeln 15 und 17 des vorliegenden Übereinkommens genannten Tatbestände erfüllt, sowie in jedem 
Fall bei Erpressung, Korruption und Betrug. 

 
 2 Bei der Entscheidung der Frage, welche Straftaten als in Absatz 1 genannte Vortaten gelten sollen, kann jede 

Vertragspartei nach ihrem innerstaatlichen Recht selbst darüber befinden, wie sie diese Straftaten definiert, 
sowie darüber, aufgrund welcher Elemente es sich um schwere Straftaten handelt. 

 
 3 Jede Vertragspartei prüft die Möglichkeit, die Manipulation von Sportwettbewerben in ihren Rahmen für die 

Verhinderung der Geldwäsche einzubeziehen, indem Sportwettenanbieter verpflichtet werden, Vorschriften 
zur Kundensorgfaltspflicht, zur Führung von Unterlagen und zur Berichterstattung anzuwenden. 

 
  Artikel 17 – Beihilfe und Anstiftung 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft die gegebenenfalls erforderlichen gesetzgeberischen und anderen Maßnahmen, um 

die Beihilfe und Anstiftung zur Begehung einer der in Artikel 15 dieses Übereinkommens genannten 
Straftaten, wenn vorsätzlich begangen, nach ihrem innerstaatlichen Recht als Straftat einzustufen. 

 
  Artikel 18 – Unternehmenshaftung 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft die gegebenenfalls erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass juristische Personen für eine in den Artikeln 15 bis 17 dieses Übereinkommens 
genannte Straftat haftbar gemacht werden können, die zu ihren Gunsten von einer natürlichen Person 
begangen wird, die entweder allein oder als Teil eines Organs der juristischen Person handelt und die eine 
Führungsposition innerhalb der juristischen Person innehat aufgrund 

  a einer Vertretungsbefugnis für die juristische Person,  
  b der Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu treffen,  
  c einer Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person. 
 
 2 Vorbehaltlich der Rechtsgrundsätze der Vertragspartei kann die Haftung einer juristischen Person straf-, 

zivil- oder verwaltungsrechtlicher Art sein. 
 
 3 Neben den in Absatz 1 bereits vorgesehenen Fällen trifft jede Vertragspartei die erforderlichen Maßnahmen, 

um sicherzustellen, dass eine juristische Person haftbar gemacht werden kann, wenn mangelnde 
Überwachung oder Kontrolle durch eine in Absatz 1 genannte natürliche Person die Begehung einer in den 
Artikeln 15 bis 17 dieses Übereinkommens genannten Straftat zugunsten der juristischen Person durch eine 
ihr unterstellte natürliche Person ermöglicht hat. 

 
 4 Diese Haftung gilt unbeschadet der strafrechtlichen Haftung der natürlichen Personen, die die Straftat 

begangen haben. 
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Kapitel V – Gerichtsbarkeit, Strafverfahren und Strafverfolgungsmaßnahmen 
 
  Artikel 19 – Gerichtsbarkeit 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft die gegebenenfalls erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um 

ihre Gerichtsbarkeit über die in den Artikeln 15 bis 17 dieses Übereinkommens genannten Straftaten zu 
begründen, wenn die Straftat wie folgt begangen wird: 

  a in ihrem Hoheitsgebiet oder 
  b an Bord eines Schiffes unter ihrer Flagge oder 
  c an Bord eines Luftfahrzeugs, das nach ihrem Recht eingetragen ist oder 
  d von einem ihrer Staatsangehörigen oder einer Person, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in ihrem 

Hoheitsgebiet hat. 
 
 2 Jeder Staat oder die Europäische Union kann bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung seiner 

beziehungsweise ihrer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde durch eine an den 
Generalsekretär des Europarats gerichtete Erklärung mitteilen, dass er beziehungsweise sie sich das Recht 
vorbehält, die Vorschriften über die Gerichtsbarkeit nach Absatz 1 Buchstabe d nicht oder nur in bestimmten 
Fällen oder unter bestimmten Bedingungen anzuwenden. 

 
 3 Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um ihre 

Gerichtsbarkeit über die in den Artikeln 15 bis 17 dieses Übereinkommens genannten Straftaten in den 
Fällen zu begründen, in denen sich ein mutmaßlicher Täter in ihrem Hoheitsgebiet befindet und aufgrund 
seiner Staatsangehörigkeit nicht an eine andere Vertragspartei ausliefert werden kann. 

 
 4 Wird die Gerichtsbarkeit für eine mutmaßliche Straftat, die in den Artikeln 15 bis 17 dieses 

Übereinkommens genannt ist, von mehr als einer Vertragspartei geltend gemacht, so konsultieren die 
beteiligten Vertragsparteien einander, soweit angebracht, um die für die Strafverfolgung am besten geeignete 
Gerichtsbarkeit zu bestimmen. 

 
 5 Unbeschadet der allgemeinen Regeln des Völkerrechts schließt dieses Übereinkommen die Ausübung einer 

Straf-, Zivil- und Verwaltungsgerichtsbarkeit durch eine Vertragspartei nach ihrem innerstaatlichen Recht 
nicht aus. 

 
  Artikel 20 – Maßnahmen zur Sicherstellung elektronischer Beweismittel 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft gesetzgeberische oder andere Maßnahmen zur Sicherstellung elektronischer 

Beweismittel im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht, unter anderem durch die umgehende Sicherung 
gespeicherter Computerdaten, die umgehende Sicherung und Weitergabe von Verkehrsdaten, durch 
Herausgabeanordnungen, die Durchsuchung und Beschlagnahme gespeicherter Computerdaten, die 
Erhebung von Verkehrsdaten in Echtzeit und das Abfangen von Inhaltsdaten, wenn Straftaten untersucht 
werden, die in den Artikeln 15 bis 17 dieses Übereinkommens genannt sind. 

 
  Artikel 21 – Schutzmaßnahmen 
 
 1 Jede Vertragspartei prüft die Verabschiedung der gegebenenfalls erforderlichen gesetzlichen Maßnahmen, 

um einen wirksamen Schutz vorzusehen für 
  a Personen, die in gutem Glauben und in begründeten Fällen Informationen zu Straftaten bereitstellen, 

die in den Artikeln 15 bis 17 dieses Übereinkommens genannt sind, oder anderweitig mit den 
Ermittlungs- oder Strafverfolgungsbehörden zusammenarbeiten, 

  b Zeugen, die in Bezug auf diese Straftaten aussagen, 
  c Familienangehörige von Personen, die unter den Buchstaben a und b genannt sind, soweit notwendig. 
 
Kapitel VI – Sanktionen und Maßnahmen 
 
  Artikel 22 – Strafrechtliche Sanktionen gegen natürliche Personen 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um sicherzustellen, 

dass die in den Artikeln 15 bis 17 dieses Übereinkommens genannten Straftaten, wenn sie von natürlichen 
Personen begangen werden, mit wirksamen, verhältnismäßigen und abschreckenden Sanktionen, 
einschließlich Geldsanktionen, geahndet werden können, die der Schwere der Straftaten Rechnung tragen. 
Diese Sanktionen umfassen auch freiheitsentziehende Maßnahmen, die nach innerstaatlichem Recht zur 
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Auslieferung führen können. 
 
  Artikel 23 – Sanktionen gegen juristische Personen 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen, um sicherzustellen, 

dass juristische Personen, die nach Artikel 18 haftbar sind, wirksamen, angemessenen und abschreckenden 
Sanktionen unterliegen, darunter auch Geldsanktionen und möglicherweise anderen Maßnahmen wie 

  a einem vorübergehenden oder dauerhaften Verbot der Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit, 
  b richterlicher Aufsicht, 
  c einer richterlich angeordneten Liquidation. 
 
  Artikel 24 – Verwaltungsrechtliche Sanktionen 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft gegebenenfalls die erforderlichen gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen in 

Bezug auf nach ihrem innerstaatlichen Recht strafbare Handlungen, um nach diesem Übereinkommen 
festgestellte Zuwiderhandlungen mit wirksamen, verhältnismäßigen und abschreckenden Sanktionen und 
Maßnahmen im Anschluss an Verfahren zu ahnden, die von Verwaltungsbehörden eingeleitet wurden, gegen 
deren Entscheidung ein zuständiges Gericht angerufen werden kann. 

 
 2 Jede Vertragspartei stellt sicher, dass Verwaltungsmaßnahmen angewandt werden. Dies kann durch die 

Wettaufsichtsbehörde oder eine oder mehrere andere zuständige Behörden im Einklang mit innerstaatlichem 
Recht geschehen. 

 
  Artikel 25 – Beschlagnahme und Einziehung 
 
 1 Jede Vertragspartei trifft im Einklang mit innerstaatlichem Recht die erforderlichen gesetzgeberischen oder 

anderen Maßnahmen, um die Beschlagnahme und Einziehung in Bezug auf Folgendes vorzusehen: 
  a Gegenstände, Schriftstücke und andere Tatwerkzeuge, die verwendet wurden oder verwendet werden 

sollten, um die in den Artikeln 15 bis 17 dieses Übereinkommens genannten Straftaten zu begehen, 
  b Erträge aus diesen Straftaten oder Vermögen, dessen Wert demjenigen dieser Erträge entspricht. 
 
Kapitel VII – Internationale Zusammenarbeit in justiziellen und sonstigen Angelegenheiten 
 
  Artikel 26 – Maßnahmen für eine internationale Zusammenarbeit in strafrechtlichen Angelegenheiten 
 
 1 Die Vertragsparteien arbeiten untereinander im Einklang mit diesem Übereinkommen sowie mit den 

einschlägigen völkerrechtlichen und regionalen Übereinkünften und Vereinbarungen, die auf der Grundlage 
einheitlicher oder auf Gegenseitigkeit beruhender Rechtsvorschriften getroffen wurden, und mit ihrem 
innerstaatlichen Recht für die Zwecke der Ermittlungen, Strafverfolgung und Gerichtsverfahren, 
einschließlich Beschlagnahme und Einziehung, in Bezug auf die in den Artikeln 15 bis 17 dieses 
Übereinkommens genannten Straftaten in größtmöglichem Umfang zusammen. 

 
 2 Die Vertragsparteien arbeiten im Einklang mit den einschlägigen völkerrechtlichen, regionalen und 

zweiseitigen Verträgen über Auslieferung und Rechtshilfe in strafrechtlichen Angelegenheiten sowie im 
Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht in Bezug auf die in den Artikeln 15 bis 17 dieses 
Übereinkommens genannten Straftaten in größtmöglichem Umfang zusammen. 

 
 3 In Angelegenheiten der internationalen Zusammenarbeit gilt in Fällen, in denen beiderseitige Strafbarkeit als 

Voraussetzung betrachtet wird, diese ohne Rücksicht darauf als erfüllt, ob die Rechtsvorschriften des 
ersuchten Staats die Straftat derselben Kategorie von Straftaten zuordnen oder mit demselben Ausdruck wie 
der ersuchende Staat bezeichnen, sofern beide Vertragsparteien das Verhalten unter Strafe stellen, das der 
Straftat zugrunde liegt, für die um Rechtshilfe oder Auslieferung ersucht wird. 

 
 4 Geht einer Vertragspartei, die Auslieferung oder Rechtshilfe in strafrechtlichen Angelegenheiten vom 

Vorliegen eines Vertrags abhängig macht, ein Ersuchen um Auslieferung oder Rechtshilfe in strafrechtlichen 
Angelegenheiten von einer Vertragspartei zu, mit der sie keinen derartigen Vertrag geschlossen hat, kann sie 
dieses Übereinkommen in Bezug auf die in den Artikeln 15 bis 17 genannten Straftaten unter vollständiger 
Erfüllung ihrer völkerrechtlichen Verpflichtungen und vorbehaltlich der in ihrem innerstaatlichen Recht 
geregelten Voraussetzungen als Rechtsgrundlage für Auslieferung oder Rechtshilfe in strafrechtlichen 
Angelegenheiten betrachten. 
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  Artikel 27 – Sonstige Maßnahmen der internationalen Zusammenarbeit in Bezug auf Vorbeugung 
 
 1 Jede Vertragspartei ist bestrebt, die Vorbeugung und den Kampf gegen die Manipulation von 

Sportwettbewerben gegebenenfalls in Hilfsprogramme zugunsten von Drittstaaten aufzunehmen. 
 
  Artikel 28 – Internationale Zusammenarbeit mit internationalen Sportorganisationen 
 
 1 Jede Vertragspartei arbeitet im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht beim Kampf gegen die 

Manipulation von Sportwettbewerben mit internationalen Sportorganisationen zusammen. 
 
Kapitel VIII – Folgemaßnahmen 
 
  Artikel 29 – Übermittlung von Informationen 
 
 1 Jede Vertragspartei übermittelt dem Generalsekretär des Europarats in einer der Amtssprachen des 

Europarats alle einschlägigen Informationen über gesetzgeberische und andere Maßnahmen, die sie 
getroffen hat, um die Bestimmungen dieses Übereinkommens einzuhalten. 

 
  Artikel 30 – Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen 
 
 1 Für die Zwecke dieses Übereinkommens wird hiermit ein Ausschuss für Folgemaßnahmen zum 

Übereinkommen eingesetzt. 
 
 2 Jede Vertragspartei kann im Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen durch einen oder 

mehrere Delegierte vertreten sein, darunter Vertreter von Behörden, die für Sport, Strafverfolgung oder 
Wettregulierung zuständig sind. Jede Vertragspartei hat eine Stimme. 

 
 3 Die Parlamentarische Versammlung des Europarats sowie weitere relevante zwischenstaatliche Ausschüsse 

des Europarats berufen in den Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen jeweils einen 
Vertreter, um zu einem sektorübergreifenden und multidisziplinären Ansatz beizutragen. Der Ausschuss für 
Folgemaßnahmen zum Übereinkommen kann bei Bedarf durch einstimmigen Beschluss jeden Staat, der 
nicht Vertragspartei des Übereinkommens ist, jede internationale Organisation oder jedes internationale 
Gremium dazu einladen, sich auf seinen Sitzungen durch einen Beobachter vertreten zu lassen. Nach diesem 
Absatz berufene Vertreter nehmen ohne Stimmrecht an den Sitzungen des Ausschusses für 
Folgemaßnahmen zum Übereinkommen teil. 

 
 4 Sitzungen des Ausschusses für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen werden vom Generalsekretär des 

Europarats einberufen. Die erste Sitzung wird schnellstmöglich, in jedem Fall jedoch spätestens ein Jahr 
nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens einberufen. Anschließend tritt der Ausschuss auf Antrag von 
mindestens einem Drittel der Vertragsparteien oder des Generalsekretärs zusammen. 

 
 5 Nach Maßgabe dieses Übereinkommens gibt sich der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen 

eine eigene Geschäftsordnung, die er im Konsens annimmt. 
 
 6 Der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen wird bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben 

durch das Sekretariat des Europarats unterstützt. 
 
  Artikel 31 – Aufgaben des Ausschusses für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen 
 
 1 Der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen ist für die Folgemaßnahmen zur Durchführung 

dieses Übereinkommens zuständig. 
 
 2 Der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen verabschiedet und ändert die in Artikel 3 

Absatz 2 genannte Liste von Sportorganisationen und stellt dabei sicher, dass sie in geeigneter Weise 
veröffentlicht wird. 

 
 3 Der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen kann insbesondere 
  a gegenüber den Vertragsparteien Empfehlungen zu Maßnahmen abgeben, die für die Zwecke dieses 

Übereinkommens zu ergreifen sind, insbesondere in Bezug auf internationale Zusammenarbeit, 
  b gegebenenfalls nach Veröffentlichung von erläuternder Dokumentation und nach vorherigen 

Beratungen mit Vertretern von Sportorganisationen und Sportwettenanbietern gegenüber den 
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Vertragsparteien Empfehlungen abgeben, insbesondere zu 
   – den Kriterien, die von Sportorganisationen und Sportwettenanbietern einzuhalten sind, um von 

dem in Artikel 12 Absatz 1 dieses Übereinkommens genannten Informationsaustausch zu 
profitieren, 

   – anderen Möglichkeiten, um die operative Zusammenarbeit zwischen den in diesem 
Übereinkommen genannten relevanten Behörden, Sportorganisationen, Wettbewerbsveranstaltern 
und Sportwettenanbietern auszubauen, 

  c relevante internationale Organisationen und die Öffentlichkeit über die im Rahmen dieses 
Übereinkommens durchgeführten Tätigkeiten unterrichten, 

  d für das Ministerkomitee eine Stellungnahme zu dem Antrag jedes Nichtmitgliedstaats des Europarats 
abgeben, der vom Ministerkomitee zur Unterzeichnung des Übereinkommens gemäß Artikel 32 
Absatz 2 eingeladen werden will, 

 
 4 Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben kann der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen von 

sich aus Expertentreffen veranlassen. 
 
 5 Der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen organisiert mit vorheriger Zustimmung der 

betroffenen Vertragsparteien Besuche bei den Vertragsparteien. 
 
Kapitel IX – Schlussbestimmungen 
 
  Artikel 32 – Unterzeichnung und Inkrafttreten 
 
 1 Dieses Übereinkommen liegt für die Mitgliedstaaten des Europarats, die übrigen Vertragsstaaten des 

Europäischen Kulturabkommens, die Europäische Union und die Nichtmitgliedstaaten, die sich an seiner 
Ausarbeitung beteiligt oder Beobachterstatus beim Europarat haben, zur Unterzeichnung auf.  

 
 2 Dieses Übereinkommen liegt auch für jeden anderen vom Ministerkomitee hierzu aufgeforderten 

Nichtmitgliedstaat des Europarats zur Unterzeichnung auf. Die Entscheidung zur Einladung eines 
Nichtmitgliedstaats, das Übereinkommen zu unterzeichnen, wird mit der in Artikel 20 Buchstabe d der 
Satzung des Europarats vorgesehenen Mehrheit durch die Vertreter der Staaten mit Sitz im Ministerkomitee 
nach Beratungen mit dem Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen, sobald dieser eingerichtet 
wurde, einstimmig getroffen.  

 
 3 Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Die Ratifikations-, 

Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt. 
 
 4 Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei 

Monaten nach dem Tag folgt, an dem fünf Unterzeichner, darunter mindestens drei Mitgliedstaaten des 
Europarats, nach den Absätzen 1, 2 und 3 ihre Zustimmung ausgedrückt haben, durch das Übereinkommen 
gebunden zu sein. 

 
 5 Für jeden Unterzeichnerstaat, der später seine Zustimmung, durch dieses Übereinkommen gebunden zu sein 

ausdrückt, oder die Europäische Union, die später ihre diesbezügliche Zustimmung ausdrückt, tritt es am 
ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten folgt, nachdem seine 
beziehungsweise ihre Zustimmung nach den Absätzen 1, 2 und 3 ausgedrückt wurde, durch das 
Übereinkommen gebunden zu sein. 

 
 6 Eine Vertragspartei, die kein Mitglied des Europarats ist, trägt zur Finanzierung des Ausschusses für 

Folgemaßnahmen zum Übereinkommen in einer vom Ministerkomitee nach Beratungen mit dieser 
Vertragspartei zu entscheidenden Weise bei. 

 
  Artikel 33 – Wirkungen des Übereinkommens und Verhältnis zu anderen völkerrechtlichen 

Übereinkünften 
 
 1 Dieses Übereinkommen lässt die Rechte und Pflichten von Vertragsparteien aus mehrseitigen 

völkerrechtlichen Übereinkünften über spezifische Themen unberührt. Insbesondere werden durch dieses 
Übereinkommen deren Rechte und Pflichten, die sich aus anderen zuvor in Bezug auf den Kampf gegen 
Doping geschlossenen und mit dem Gegenstand und Zweck dieses Übereinkommens übereinstimmenden 
Übereinkünften ergeben, nicht geändert. 

 

DE 14   DE 
www.parlament.gv.at



 

 2 Dieses Übereinkommen ergänzt gegebenenfalls insbesondere die zwischen den Vertragsparteien 
anwendbaren zwei- oder mehrseitigen Verträge, darunter 

  a das Europäische Auslieferungsübereinkommen (1957, SEV-Nr. 24), 
  b das Europäische Übereinkommen über Rechtshilfe in Strafsachen (1959, SEV-Nr. 30),  
  c das Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von 

Erträgen aus Straftaten (1990, SEV-Nr. 141), 
  d die Konvention des Europarats über Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung sowie Ermittlung, 

Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten (2005, SEV-Nr. 198).  
 
 3 Die Vertragsparteien des Übereinkommens können untereinander zwei- oder mehrseitige Verträge zu den in 

diesem Übereinkommen behandelten Fragen schließen, um dessen Bestimmungen zu ergänzen oder zu 
stärken oder die Anwendung der darin verankerten Grundsätze zu erleichtern. 

 
 4 Haben zwei oder mehr Vertragsparteien bereits einen Vertrag über die Fragen geschlossen, die in diesem 

Übereinkommen geregelt sind, oder haben sie ihre Beziehungen in diesen Fragen anderweitig geregelt, so 
sind sie auch berechtigt, diesen Vertrag entsprechend anzuwenden oder diese Beziehungen entsprechend zu 
regeln. Regeln Vertragsparteien ihre Beziehungen in den in diesem Übereinkommen geregelten Fragen 
jedoch anders als hierin vorgesehen, so tun sie dies in einer Weise, die zu den Zielen und Grundsätzen des 
Übereinkommens nicht in Widerspruch steht. 

 
 5 Dieses Übereinkommen lässt andere Rechte, Beschränkungen, Pflichten und Verantwortlichkeiten einer 

Vertragspartei unberührt. 
 
  Artikel 34 – Bedingungen und Garantien 
 
 1 Jede Vertragspartei stellt sicher, dass für die Schaffung, Umsetzung und Anwendung der in den Kapiteln II 

bis VII vorgesehenen Befugnisse und Verfahren Bedingungen und Garantien ihres innerstaatlichen Rechts 
gelten, die einen angemessenen Schutz der Menschenrechte und Freiheiten einschließlich der Rechte 
vorsehen, die sich aus ihren Verpflichtungen nach der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, dem Internationalen Pakt der Vereinten Nationen von 1966 über bürgerliche und politische 
Rechte und anderen anwendbaren völkerrechtlichen Übereinkünften auf dem Gebiet der Menschenrechte 
ergeben, und durch die der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im innerstaatlichen Recht festgeschrieben 
wird. 

 
 2 Diese Bedingungen und Garantien umfassen, soweit dies angesichts der Art der betreffenden Befugnis oder 

des betreffenden Verfahrens angebracht ist, unter anderem eine gerichtliche oder sonstige unabhängige 
Kontrolle, eine Begründung der Anwendung sowie die Begrenzung des Umfangs und der Dauer der 
Befugnis oder des Verfahrens. 

 
 3 Soweit es mit dem öffentlichen Interesse, insbesondere mit einer geordneten Rechtspflege, vereinbar ist, 

berücksichtigt jede Vertragspartei die Auswirkungen der in diesen Kapiteln vorgesehenen Befugnisse und 
Verfahren auf die Rechte, Verantwortlichkeiten und berechtigten Interessen Dritter. 

 
  Artikel 35 – Räumlicher Geltungsbereich 
 
 1 Jeder Staat oder die Europäische Union kann bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung seiner 

beziehungsweise ihrer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde einzelne oder mehrere 
Hoheitsgebiete bezeichnen, auf die dieses Übereinkommen Anwendung findet. 

 
 2 Jede Vertragspartei kann jederzeit danach durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete 

Erklärung die Anwendung dieses Übereinkommens auf jedes weitere in der Erklärung bezeichnete 
Hoheitsgebiet ausdehnen, für dessen internationale Beziehungen sie verantwortlich ist oder in dessen Namen 
Verpflichtungen einzugehen sie ermächtigt ist. Das Übereinkommen tritt für dieses Hoheitsgebiet am ersten 
Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Eingang der Erklärung beim 
Generalsekretär folgt. 

 
 3 Jede nach den Absätzen 1 und 2 abgegebene Erklärung kann in Bezug auf jedes darin bezeichnete 

Hoheitsgebiet durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation zurückgenommen 
werden. Die Rücknahme wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von drei 
Monaten nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär folgt. 
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  Artikel 36 – Bundesstaatsklausel 
 
 1 Ein Bundesstaat kann sich das Recht vorbehalten, Verpflichtungen nach den Kapiteln II, IV, V und VI dieses 

Übereinkommens soweit zu übernehmen, wie sie mit den Grundprinzipien vereinbar sind, welche die 
Beziehungen zwischen seiner Zentralregierung und Gliedstaaten oder anderen gleichartigen Gebietseinheiten 
regeln, vorausgesetzt, er ist noch zur Zusammenarbeit nach den Kapiteln III und VII in der Lage. 

 
 2 Bringt ein Bundesstaat einen Vorbehalt nach Absatz 1 an, so darf er diesen Vorbehalt nicht anwenden, um 

seine Verpflichtungen zur Ergreifung von Maßnahmen gemäß den Kapiteln III und VII auszuschließen oder 
wesentlich einzuschränken. Er sieht auf jeden Fall umfassende und wirksame Strafverfolgungsmöglichkeiten 
in Bezug auf solche Maßnahmen vor. 

 
 3 Hinsichtlich derjenigen Bestimmungen dieses Übereinkommens, für deren Anwendung die Gliedstaaten 

oder andere gleichartige Gebietseinheiten die Gesetzgebungszuständigkeit besitzen, ohne nach der 
Verfassungsordnung des Bundes zum Erlass von Rechtsvorschriften verpflichtet zu sein, bringt die 
Bundesregierung den zuständigen Behörden dieser Staaten die genannten Bestimmungen befürwortend zur 
Kenntnis und ermutigt sie, geeignete Maßnahmen zu treffen, um sie durchzuführen. 

 
  Artikel 37 – Vorbehalte 
 
 1 Jeder Staat oder die Europäische Union kann durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete 

schriftliche Notifikation bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung seiner beziehungsweise ihrer 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde erklären, dass von einem oder mehreren der in 
Artikel 19 Absatz 2 und Artikel 36 Absatz 1 vorgesehenen Vorbehalten Gebrauch gemacht wird. Weitere 
Vorbehalte sind nicht zulässig. 

 
 2 Eine Vertragspartei, die einen Vorbehalt nach Absatz 1 angebracht hat, kann ihn durch eine an den 

Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation ganz oder teilweise zurücknehmen. Die Rücknahme 
wird mit dem Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam. Wird in der Notifikation erklärt, dass 
die Rücknahme eines Vorbehalts zu einem in der Notifikation angegebenen Zeitpunkt wirksam werden soll, 
und liegt dieser Zeitpunkt später als der Zeitpunkt, an dem die Notifikation beim Generalsekretär eingeht, so 
wird die Rücknahme zu diesem späteren Zeitpunkt wirksam. 

 
 3 Eine Vertragspartei, die einen Vorbehalt angebracht hat, nimmt diesen Vorbehalt ganz oder teilweise zurück, 

sobald die Umstände dies erlauben. 
 
 4 Der Generalsekretär des Europarats kann sich in regelmäßigen Abständen bei den Vertragsparteien, die 

einen oder mehrere Vorbehalte angebracht haben, nach den Aussichten für eine Rücknahme dieses 
Vorbehalts oder dieser Vorbehalte erkundigen. 

 
  Artikel 38 – Änderungen 
 
 1 Jede Vertragspartei, der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen oder das Ministerkomitee 

des Europarats können Änderungen dieses Übereinkommens vorschlagen. 
 
 2 Änderungsvorschläge werden dem Generalsekretär des Europarats übermittelt und durch diesen mindestens 

zwei Monate vor der Tagung, auf der sie erörtert werden sollen, an die Vertragsparteien, die Mitgliedstaaten 
des Europarats, an Nichtmitgliedstaaten, die sich an der Ausarbeitung dieses Übereinkommens beteiligt oder 
beim Europarat Beobachterstatus haben, an die Europäische Union, an alle zur Unterzeichnung dieses 
Übereinkommens eingeladenen Staaten und den Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen 
weitergeleitet. Der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen unterbreitet dem Ministerkomitee 
seine Stellungnahme zu dem Änderungsvorschlag. 

 
 3 Das Ministerkomitee prüft den Änderungsvorschlag und jede vom Ausschuss für Folgemaßnahmen zum 

Übereinkommen unterbreitete Stellungnahme und kann die Änderung mit der in Artikel 20 Buchstabe d der 
Satzung des Europarats vorgesehenen Mehrheit beschließen. 

 
 4 Der Wortlaut jeder vom Ministerkomitee nach Absatz 3 angenommenen Änderung wird den 

Vertragsparteien zur Annahme übermittelt. 
 
 5 Jede nach Absatz 3 angenommene Änderung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der einem 
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Zeitabschnitt von einem Monat nach dem Tag folgt, an dem alle Vertragsparteien dem Generalsekretär 
mitgeteilt haben, dass sie sie entsprechend ihren jeweiligen internen Verfahren angenommen haben.  

 
 6 Wenn eine Änderung durch das Ministerkomitee angenommen, aber nach Absatz 5 noch nicht in Kraft 

getreten ist, kann ein Staat oder die Europäische Union seine beziehungsweise ihre Zustimmung, durch das 
Übereinkommen gebunden zu sein, nur mit gleichzeitiger Annahme dieser Änderung ausdrücken. 

 
  Artikel 39 – Beilegung von Streitigkeiten 
 
 1 Der Ausschuss für Folgemaßnahmen zum Übereinkommen wird in enger Zusammenarbeit mit den 

jeweiligen zwischenstaatlichen Ausschüssen des Europarats über alle Schwierigkeiten in Bezug auf die 
Auslegung und Anwendung dieses Übereinkommens auf dem Laufenden gehalten. 

 
 2 Im Fall einer Streitigkeit zwischen Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwendung dieses 

Übereinkommens bemühen sich diese, die Streitigkeit durch Verhandlungen, Schlichtung oder 
Schiedsverfahren oder andere friedliche Mittel ihrer Wahl beizulegen. 

 
 3 Das Ministerkomitee des Europarats kann Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten festlegen, die von den 

an einer Streitigkeit beteiligten Parteien vorbehaltlich ihrer Zustimmung in Anspruch genommen werden 
können. 

 
  Artikel 40 – Kündigung 
 
 1 Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen jederzeit durch eine an den Generalsekretär des Europarats 

gerichtete Notifikation kündigen. 
 
 2 Die Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach 

Eingang der Notifikation beim Generalsekretär folgt. 
 
  Artikel 41 – Notifikation 
 
 1 Der Generalsekretär des Europarats notifiziert den Vertragsparteien, den Mitgliedstaaten des Europarats, den 

übrigen Vertragsstaaten des Europäischen Kulturabkommens, den Nichtmitgliedstaaten, die sich an der 
Ausarbeitung dieses Übereinkommens beteiligt oder beim Europarat Beobachterstatus haben, der 
Europäischen Union und jedem Staat, der nach Artikel 32 zur Unterzeichnung dieses Übereinkommens 
eingeladen worden ist, 

  a jede Unterzeichnung, 
  b jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde, 
  c jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens nach Artikel 32, 
  d jeden Vorbehalt und jede Rücknahme eines Vorbehalts nach Artikel 37, 
  e jede Erklärung nach den Artikeln 9 und 13, 
  f jede andere Handlung, Notifikation oder Mitteilung im Zusammenhang mit diesem Übereinkommen. 
 
  Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Übereinkommen 

unterschrieben. 
 
  Geschehen zu Magglingen/Macolin am 18. September 2014 in englischer und französischer Sprache, wobei 

jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats hinterlegt 
wird. Der Generalsekretär des Europarats übermittelt allen Mitgliedstaaten des Europarats, den 
Nichtmitgliedstaaten, die sich an der Ausarbeitung dieses Übereinkommens beteiligt oder beim Europarat 
Beobachterstatus haben, der Europäischen Union sowie allen zur Unterzeichnung dieses Übereinkommens 
eingeladenen Staaten beglaubigte Abschriften. 
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